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Auf eine Anfrage der Ab ö• H 0 r n und Genossen, betreffend die . 

Personalvertretung der nundesangestellten, teilt Bun~skanzler Dr. Ing. 

F i g 1 mit: 

Das Bundeskanzleramt hat vor längerer Zeit einen Entwurf, betreffend 

ein Bundesgesetz über die Personalvertretungen bei Dienztstellen des Bundes, 

ausgearbeitet. Dieser Gesetzentwurf hat den Gegenstand von Verhandlungen 

einerse:lts mit den Ressorts. anderseits mit den Gewerkschaften für die 

öffentlichen Bediensteten gebildet. Eine vollständige Einigung zwischen 

der Verwaltung und den Gewerksohaften im Gegenstande konnte bisber noch 

nicht erzielt werden, die V~rhandlungen werden jedoch fortgesetzt,\und zwar 

mit der Gewerkschaft der öff-entlich Angestellten hillsi~tlich der ~ :laffl'l1g 

von Personalvertretungen bei den Dienststellen d·zr Behörden und Anstalten 

i _ 

I 

des B"u.1ldes. ," 

Im Verfolg der Angelegenheit hat sich zwar d(;:T Standpunkt_der Ver.,;. 

waltung einerseits und der der Gewerkschaft der öff~ntlich Angestellten 

anderseits über die Schatf'ung eines Pe~rsona.lvertrctungsgesetzes wesentli.ch 

genähert, es sind j-edoch noch schw'crrriegende F:rager.. der Lösung zuzuführen. 

Eine dieser Fragen besteht in dem Wunsche der r~werksohait der öffentlich 

AngesteLl.ten, allenfalls a.uf Grund einer Vcrf'a.smagsbestil;nmlJ.ne, das Per­

sonalvertretungsrecht für alle öffentlichen Bediensteten, gleichgültig 

ob der Dienstgeber der Bund, ein Land, ein Bez.irk Qder eine Gemeinde ist, 

zu sahaffen. Eine Fühlungnahme mit Vertretern der Bundesländer hat ergeben, 

da$s die Bundeslän~er die Schaffung eines einheitlichen Personalvertretuags­

ges-etzes ablehnen, weil sie dem Bund nicht die Kom];i,~tenz für die EJ:'lassung 

eines solchen Gesetzes zuerkennen zu können glauben, anderseits sich die 

Möglichkeit vorbehalten wollen. das Personalvertretungsrecht in ihram 

Bereiche nach den besonderen Gegebenheiten des L~des zu regeln. 

Die Bundesregierung ist weiter bestrebt.- ehestmöglich einen Ges~tz'" 

. entwurf zur Regelung der Personal vertretungen bei Dienst stellen des Bundes 

zus tande zubringen & 
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